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			Einleitung

			Übertriebene Panik ist selten ein guter Berater, aber nach der Lektüre des im Mai 2016 erschienenen Buches 2017 War with Russia beschleicht einen unweigerlich ein mulmiges Gefühl. In ihm argumentiert Richard Shirreff, der zwischen 2011 und 2014 als stellvertretender Oberkommandeur in Europa einen der höchsten NATO-Posten innehatte, es sei zwar nicht zwingend, aber doch »sehr wahrscheinlich«, dass es zu einem Atomkrieg mit Russland kommen werde. Nur die konsequente Aufrüstung der NATO-Ostflanke könne ein solches Szenario verhindern, so die Schlussfolgerung. Schützenhilfe erhielt er für diese Aussage von zahlreichen Seiten, unter anderem gleich im eigenen Vorwort von seinem ehemaligen Boss. Darin schrieb James Stavridis, der zwischen 2009 und 2013 NATO-Oberkommandierender in Europa war: »Von allen geopolitischen Gefahren, denen sich die Vereinigten Staaten im 21. Jahrhundert gegenübersehen, ist der Wiederaufstieg Russlands unter Präsident Putin die gefährlichste. […] Unter Präsident Putin hat Russland einen gefährlichen Kurs eingeschlagen. Sollte es ihm erlaubt werden, damit fortzufahren, wird dies zwangsläufig zu einer Kollision mit der NATO führen. Und das wird einen Krieg bedeuten, der schnell auch atomar geführt werden könnte.«1

			Es liegt auf der Hand, dass ein solches Szenario unter allen Umständen verhindert werden muss – und hierfür ist es notwendig zu verstehen, wie es überhaupt so weit kommen konnte. Dies wirft automatisch auch die Frage nach der Verantwortung der NATO auf, da es sich bei ihr um die zentrale west­liche Organisation für alle militärischen Belange im – großzügig definierten – euroatlantischen Raum (Europa, Afrika und Westasien) und damit auch für die Sicherheitspolitik gegenüber Russland handelt. Abhängig davon, an wen diese Frage adressiert wird, fällt die Antwort hierauf sehr unterschiedlich aus. So bemerkte der Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, Wolfgang Ischinger, konsterniert, nachdem russische und westliche Vertreter einmal mehr bei diesem Event heftig aneinandergeraten waren: »Wir scheinen ein anderes Geschichtsbuch aufzuschlagen als die Russen.« Es existiere eine »große Kluft in den Narrativen«, die es nahezu unmöglich mache, zu einvernehmlichen Einschätzungen zu gelangen.2

			Aus Sicht der NATO trägt Russland die alleinige Schuld, Moskau habe die in Freundschaft ausgestreckte Hand des Westens rüde beiseitegeschlagen und müsse nun eben die Konsequenzen tragen. Mit bestem Wissen und Gewissen habe sich das Bündnis daran gemacht, der Welt nach dem Ende des Kalten Krieges Frieden, Freiheit und Wohlstand zu bringen – und nun habe Russland beschlossen, diese Bestrebungen zu torpedieren. Dass Erfolg bekanntlich im Auge des Betrachters liegt, zeigen Aussagen des hochrangigen NATO-Mitarbeiters Michael Rühle: »Auch nach dem Ende des Ost-West Konflikts blieb die trans­atlantische Sicherheitsgemeinschaft eine Erfolgsformel: Die Nato-Intervention auf dem Balkan, die den jugoslawischen Zerfallskonflikt beendete, war ebenso ein Beitrag zur Stabilität Europas wie die Nato-Erweiterung, die den neuen Demokratien Mittel- und Osteuropas eine neue sicherheitspolitische Heimat gab. […] Russlands konfrontative Außen- und Sicherheitspolitik zeigt einmal mehr, dass Geopolitik auch nach dem Ende des Kalten Krieges nicht an Bedeutung eingebüßt hat. Um zu verhindern, dass die eurasische Großmacht ihre europäischen Nachbarn einschüchtern oder gar erpressen könnte, ist ein Gleichgewicht militärischer Optionen notwendig, das Europa als Ansammlung überwiegend kleinerer Staaten nicht aus eigener Kraft herstellen kann.«3

			In diesem Buch soll diesem »Narrativ« eine deutlich kritischere Sichtweise auf die Rolle des Bündnisses entgegengesetzt werden. Aus diesem Blickwinkel versuchte die NATO, sich unmittelbar nach dem Ende des Kalten Krieges das Gewaltmonopol über große Teile der Welt anzueignen, um hierdurch die westliche Vorherrschaft unter Führung der Vereinigten Staaten zu zementieren. Hierfür wurde umgehend damit begonnen, die Militärallianz zu einem Interventionsbündnis umzubauen, was zu mehreren katastrophal verlaufenen Kriegen führte. Parallel dazu schlug die NATO – unter Missachtung zuvor gegebener Zusagen – einen gezielten Expansionskurs zur Schwächung Russlands ein, der die Grundlage für die tiefe Zerrüttung im westlich-russischen Verhältnis legte.

			Diese Phase der NATO-Expansion unter alleiniger US-Vorherrschaft dauerte in etwa bis 2005 an, als sich deutliche Krisensymptome abzeichneten. Vor allem die katastrophal verlaufenen Kriege im Irak und in Afghanistan und die kurz darauf einsetzende Wirtschafts- und Finanzkrise hatten zu einer massiven machtpolitischen Schwächung der Vereinigten Staaten geführt. Von da ab sahen sie sich schlicht außerstande, die westliche Vorherrschaft im Alleingang weiter aufrechterhalten zu können. Allerspätestens mit dem Georgien-Krieg 2008 wurde dies umso deutlicher, als Russland klar die Bereitschaft unter Beweis stellte, weiteren westlichen Expansionsversuchen unter Umständen auch militärisch zu begegnen. Seither versucht auch Moskau, seine Interessen mit harten machtpolitischen Bandagen durchzusetzen. Aus diesem Grund kann es gerade aus friedens- und antimilitaristischer Sicht nicht darum gehen, die russische Politik von jeder Verantwortung freizusprechen. Allerdings sollten hierbei dennoch Henne und Ei nicht verwechselt werden: Es war die NATO und nicht Russland, die die geopolitischen Auseinandersetzungen mit ihrer Interventions- und Expansionspolitik vom Zaun gebrochen hat. Und es ist deshalb ihre Verantwortung, zuerst wieder die Sprossen der Eskalationsleiter hinabzusteigen, statt mit immer neuen Maßnahmen höher hinaufzuklettern (Kapitel 1).

			Jedenfalls erforderte die Kombination der beschriebenen Krisensymptome eine Rekalibrierung der US-Globalstrategie, mit der die zweite Phase im Weg in den »Neuen Kalten Krieg« einsetzte. In diesem Zusammenhang markierte spätestens die Wahl von US-Präsident Barack Obama im November 2008 einen Wendepunkt im Verhältnis der USA zur Europäischen Union. Wurde zuvor in Bestrebungen zum Aufbau eines schlagkräftigen EU-Militärapparates stets der Versuch erblickt, Washington die Führungsrolle im Bündnis streitig zu machen, setzte nun ein Umdenken ein. Seither fördern, ja, fordern die USA größere militärische Beiträge der Verbündeten und bieten im Gegenzug dafür in einem »Transatlantischem New Deal« an, Macht und Einfluss im Bündnis abzugeben. Auch aus Sicht der EU-Staaten ist dies durchaus attraktiv, erblicken sie hierin doch die Chance einer machtpolitischen Aufwertung und die Möglichkeit zum Aufstieg in die erste Riege der Globalmächte. Außerdem sind die USA ohnehin der einzig »logische« Verbündete im neuen großen Spiel der Großmächte. Schließlich wird auf beiden Seiten des Atlantiks das Interesse geteilt, das neoliberale Weltwirtschaftsmodell vor der gegenwärtigen »Herausforderung« durch staatskapitalistisch organisierte Rivalen zu »schützen«, und dieses Konkurrenzverhältnis, so soll argumentiert werden, ist aktuell eine der zentralen Triebfedern im »Neuen Kalten Krieg«. Anders formuliert: In der Zeit unangefochtener westlicher Vorherrschaft konnte man sich zwischen USA und EU noch primär über den jeweiligen Anteil am Kuchen streiten, heute geht es dagegen erstinstanzlich darum, sicherzustellen, dass es überhaupt etwas zu verteilen gibt (Kapitel 2).

			Die Europäische Union wollte dem Drängen der USA, die sich auf die Eindämmung Chinas (und damit Ostasien) konzentrieren wollten, eine größere Rolle besonders in ihrer Nachbarschaft zu spielen, nur allzu gern nachkommen. Hierfür verfolgte sie eine imperiale Geostrategie, die vor allem auf zwei Elemente setzte: einmal den neoliberalen Umbau des Nachbarschaftsraums sowie seine periphere Eingliederung in die westliche Einflusszone. Und zum Zweiten den Aufbau umfassender militärischer Kapazitäten, um diesen Raum auch fest unter Kontrolle bringen zu können, womit sie aber bislang scheiterte. Dies führte spätestens der politisch-militärische Offenbarungseid vor Augen, der im Libyen-Krieg der NATO 2011 geleistet werden musste. Politisch war von einer einheitlichen EU-Militärpolitik nichts zu bemerken, da Frankreich und Großbritannien den Krieg unterstützten, Deutschland aber nicht. In den USA wurde dies als Ausdruck der allgemeinen deutschen »Aversion« gegenüber militärischen Einsätzen gewertet, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Verbündeten aufkommen ließ, für eine substan­tielle Entlastung der USA sorgen zu können oder zu wollen. Verschärft wurde dieser Eindruck dadurch, dass die USA erstmals die Führung einer großen ­NATO-Operation Frankreich und Großbritannien überließen, die EU-Länder sich aber als unfähig erwiesen, in deren Fußstapfen zu treten. Die USA hatten der EU also das Angebot gemacht, sich den Nachbarschaftsraum wirtschaftlich und militärisch unter den Nagel zu reißen – und die EU hatte dabei auf ganzer Linie versagt (Kapitel 3).

			Es gab in dieser Phase mehrere Gründe, weshalb sich die EU außerstande sah, ihren Teil des »Transatlantischen New Deals« zu erfüllen: Generell fiel es allen EU-Verbündeten schwer, gegenüber ihrer Bevölkerung eine Erhöhung der Rüstungsausgaben zu rechtfertigen; dies galt besonders im wirtschafts- und bevölkerungsstärksten Land Deutschland, wo sowohl in der Bevölkerung als auch – einige Zeit zumindest –  unter den politischen Entscheidungsträgern eine große Skepsis gegenüber umfangreichen Militäreinsätzen herrschte; und schließlich war es vor allem Großbritannien, das lange, selbst als die USA hier längst ihren Widerstand aufgegeben hatten, »Fortschritte« bei der Bündelung der europäischen Militärkapazitäten blockierte. All diese Rahmenbedingungen haben sich in den letzten Jahren fundamental verändert, wodurch der Weg zu einer größeren militärischen Rolle der EU-Staaten innerhalb des westlichen Bündnisses geebnet wird. Hier ist zunächst die – maßgeblich von NATO und EU verschuldete – Eskalation der Ukraine-Krise ab November 2013 zu nennen. Seither wird das Feindbild Russland herangezogen, um nicht »nur« an der 
NATO-Ostflanke die Konfrontation zu suchen. Auch der Ausbau der militärischen NATO-Präsenz in anderen Regionen wird – zumindest auch – mit Blick auf ein Russland vorangetrieben. Das Bündnis bringt dies begrifflich damit auf den Punkt, indem es seit einiger Zeit kundtut, es verfolge einen »360-Grad-Ansatz«. Gerade vor dem Hintergrund der weiterhin hochgerüsteten Atomwaffenarsenale beider Seiten birgt diese Situation ein absolut inakzeptables Eskalationspotential. Dennoch existieren kaum Initiativen, zu einer Entspannung der gnadenlos verfahrenen Lage zu gelangen. Stattdessen richtet man sich auf eine dauerhafte und machtpolitisch hart geführte Auseinandersetzung mit Russland ein. So bezeichnete etwa der britische Vize-Kommandeur der NATO für Europa, Adrian Bradshaw, Russland nicht nur als eine »offensichtliche und existentielle Bedrohung«, sondern prognostizierte auch noch eine »Ära andauernder Konfrontation mit Russland«.4 (Kapitel 4, 5 und 6)

			Die zweite wichtige Entwicklung, die den »Neuen Kalten Krieg« anheizt, besteht darin, dass auch die Bundesregierung zu allem Überfluss beschlossen hat, militärisch künftig buchstäblich an vorderster Front mitspielen zu wollen. Vorbereitet im Elitenprojekt »Neue Macht – Neue Verantwortung«, wurde der offizielle Startschuss dafür bei den Auftritten von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, Außenminister Frank-Walter Steinmeier und vor allem von Bundespräsident Joachim Gauck bei der Münchner Sicherheitskonferenz Anfang 2014 gegeben. Ihre Forderung, die vielkritisierte »Kultur der militärischen Zurückhaltung« müsse einer Politik weichen, die mehr militärische »Verantwortung« schultert, ist spätestens mit der Verabschiedung des Weißbuchs der Bundeswehr im Juli 2016 zur offiziellen Regierungspolitik geworden. Unterstellt man einmal, dass die Bundesregierung keine Politik im Sinne der Mehrheit der Bevölkerung, sondern in dem der wichtigsten deutschen Unternehmen betreibt, geschieht dieser Schwenk aus purem Eigeninteresse – und nicht etwa weil man, wie teils in den Raum gestellt wird, ein Vasall der USA sei. Im Wissen, dass die USA mit ihren weitgehend deckungsgleichen neoliberalen Ordnungsvorstellungen als einzig logischer Partner in Frage kommen, aber den Erhalt des Systems nicht mehr allein gewährleisten können, sieht man keine andere Alternative, als ihnen militärisch stärker unter die Arme zu greifen. Zumal man sich hiervon zusätzlich auch einen weiteren weltpolitischen Aufstieg verspricht. Aus diesem Grund spielt Deutschland auch eine führende Rolle bei der aktuellen NATO-Großoffensive, wie nicht zuletzt beim NATO-Gipfeltreffen im Juli 2016 deutlich wurde. Pointiert formuliert: Der Leitspruch »Nie wieder Krieg!« wurde ad acta gelegt, heute lautet die Losung »Nie wieder Krieg ohne uns!« (Kapitel 7).

			Der dritte und vorläufig letzte »begünstigende« Militarisierungsfaktor besteht in den deutlich »verbesserten« Aussichten, substantielle »Fortschritte« bei der Militarisierung der Europäischen Union erzielen zu können. Ermöglicht wird dies durch den anstehenden EU-Austritt Großbritanniens, das bislang fast alle wesentlichen Initiativen in diese Richtung blockiert hat. Deshalb wurde nicht lange nach dem Brexit-Votum im Juni 2016 ein überaus ambitioniertes Militarisierungspaket (»Bratislava-Agenda«) vorgelegt, mit dem sich EUropa im »Neuen Kalten Krieg« an der Seite der USA stärker einbringen will. Besonders bedrohlich ist in diesem Zusammenhang, dass sich analog zur militärischen Blockbildung über die NATO auch im Wirtschaftsbereich die Fronten verhärten. Wesentlich hierfür soll das »Transatlantische Partnerschafts- und Investitionsabkommen« (TTIP) werden, mit dem der neoliberale Westen die Absicht verfolgt, sich »besser« gegen die staatskapitalis­tischen Herausforderer im Ringen um Macht, Einfluss und Profite in Stellung zu bringen (Kapitel 8).

			Wie genau sich in diesem Zusammenhang die Wahl Donald Trumps auf die Zukunft der transatlantischen Beziehungen auswirken wird, lässt sich unmittelbar nach seiner Wahl zum nächsten US-Präsidenten am 8. November 2016 nur schwer sagen. Obwohl er im Wahlkampf eher durch vage und manchmal widersprüchliche außen- und militärpolitische Positionen auffiel, plädierte Trump an zumindest zwei Stellen konsistent für einen Bruch mit früheren Regierungen wie auch mit dem Programm seiner Kontrahentin Hillary Clinton: Erstens sprach er sich für einen moderateren Kurs gegenüber Russland aus; und zweitens präsentierte er sich als vehementer TTIP-Gegner. Trump kündigte also die Absicht an, mit zwei Kernelementen der bisherigen US-Strategie im Neuen Kalten Krieg brechen zu wollen. Allerdings wird auch er seine Politik nicht im luftleeren Raum gestalten können. Und ob er seine Pläne, selbst wenn sie ernst gemeint sein sollten, gegen den nahezu geschlossenen Widerstand des US-Kapitals wird durchsetzen können, bleibt abzuwarten.

			Eines lässt sich aber bereits jetzt mit einiger Sicherheit sagen: Die schon von den Vorgängern immer wieder angemahnte »fairere« Lastenteilung in Form höherer EU-Rüstungsausgaben und militärischer Kapazitäten dürfte von Trump in ungleich schärferer Form als bislang eingefordert werden. Schließlich drohte er mehrfach an, hiervon das weitere US-Engagement in der NATO abhängig machen zu wollen. So äußerte er sich in einer Grundsatzrede im April 2016: »Unsere Verbündeten müssen sich an den finanziellen, politischen und menschlichen Kosten unserer enormen Sicherheitsbelastungen beteiligen. Viele von ihnen tun dies jedoch einfach nicht. […] Die Länder, die wir verteidigen, müssen für die Kosten hierfür bezahlen – sollten sie dies nicht tun, müssen die USA bereit sein, diese Länder sich selbst verteidigen zu lassen.«5

			Aus verständlichen Gründen hielt sich die Begeisterung über Trumps Wahlsieg in den Chefetagen auf der anderen Seite des Atlantiks in engen Grenzen. Eine Ansage dürfte aber nur allzu willig aufgenommen werden – nämlich, dass die EU-Länder mehr Geld in die Rüstung pumpen sollen. Schließlich liegt dies ohnehin voll auf Linie, und Trump liefert hier nur weitere »Sachzwänge«, mit denen dies gegenüber der Bevölkerung gerechtfertigt werden kann. Noch am Wahlabend äußerte sich Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen zur Möglichkeit höherer Rüstungsausgaben: »Dieser Trend hat sich schon abgezeichnet vor der Wahl, und es war uns auch immer völlig klar […], unabhängig davon, wie die Präsidentschaftswahl in den USA ausgehen wird: Europa muss sich darauf einstellen, dass es besser selber vorsorgt […], deshalb auch mein Vorstoß mit den französischen Kollegen, dass wir stärker in eine Europäische Sicherheits- und Verteidigungsunion investieren müssen.«6

			Wie beim Brexit könnte sich der weitere Ausbau des EU-Militärapparats als ein Kollateralnutzen der Trump-Wahl herausstellen. Dies könnte sogar zu einer deutlichen Verschiebung des bisherigen transatlan­tischen Koordinatensystems führen, indem Washing­tons bisherige Rolle als Motor der NATO-Macht- und Militärpolitik künftig in substantiellen Teilen von Brüssel beziehungsweise Berlin übernommen werden könnte. Sollte sich dies bewahrheiten, wird das Gesicht der EU und insbesondere Deutschlands noch einmal deutlich militaristischere Züge annehmen, weshalb es dringend erforderlich sein wird, dass die Friedens- und Antikriegsbewegung die Rolle dieser beiden Akteure künftig noch stärker als bislang in den Blick nimmt.

			

		

	
		
			1.	US-NATO-Strategie: 
Intervention – 
Expansion – Kollision

			Der erste NATO-Generalsekretär, Lord Ismay, soll einmal zu Protokoll gegeben haben, die NATO sei gegründet worden, »um die Amerikaner [in Europa] drinnen-, die Deutschen unten- und die Russen rauszuhalten«7. Damit waren das Koordinatensystem des Kalten Krieges und die daraus abgeleitete Interessenskonstellation ziemlich exakt beschrieben: Das Ziel des Bündnisses bestand demzufolge darin, zum Sieg des westlich-kapitalistischen Blocks unter Führung der Vereinigten Staaten über die Sowjetunion beizutragen, wobei es gleichzeitig galt, das deutsche Machtstreben einzudämmen.

			Die Vorherrschaft im internationalen System ist natürlich kein Selbstzweck, sie bringt buchstäblich Profite. Bereits über ein Jahr, bevor die NATO im April 1949 gegründet wurde, beschrieb die damals streng geheime »Policy Planning Study 23« (PPS/23) der USA vom 28. Februar 1948, zu welchem Zweck dies geschah: »Wir besitzen etwa 50 Prozent des Reichtums dieser Welt, stellen aber nur 6,3 Prozent seiner Bevölkerung. […] In einer solchen Situation kommen wir nicht umhin, Neid und Missgunst auf uns zu lenken. Unsere eigentliche Aufgabe in der nächsten Zeit besteht darin, eine Form von Beziehungen zu finden, die es uns erlaubt, diese Wohlstands­unterschiede ohne ernsthafte Abstriche an unserer nationalen ­Sicherheit beizubehalten. Um das zu erreichen, werden wir auf alle Sentimentalitäten und Tagträumereien verzichten müssen; und wir werden unsere Aufmerksamkeit überall auf unsere ureigensten, nationalen Vorhaben konzentrieren müssen. Wir dürfen uns nicht vormachen, dass wir uns heute den Luxus von Altruismus und Weltbeglückung leisten könnten. […] Wir sollten aufhören, von vagen […] unrealistischen Zielen wie Menschenrechten, Anhebung von Lebensstandards und Demokratisierung zu reden. Der Tag ist nicht mehr fern, an dem unser Handeln von nüchternem Machtdenken geleitet sein muss. Je weniger wir dann von idealistischen Parolen behindert werden, desto besser.«8

			Vor allem der Stärke der Sowjetunion war es geschuldet, dass den westlichen Möglichkeiten, die eigenen Interessen gewaltsam durchzusetzen, lange relativ enge Grenzen gesetzt waren und das Aktionsfeld der NATO deshalb im Großen und Ganzen auf das Bündnisgebiet beschränkt blieb.9 Das Ende der Blockkonfrontation Anfang der 1990er Jahre ebnete dann aber den Weg für eine offensive Neuausrichtung des Bündnisses, wobei die grundlegenden Ziele der USA unverändert blieben, nun aber deutlich zielstrebiger umgesetzt werden konnten. Spätestens mit dem Angriffskrieg gegen Jugoslawien 1999 wurden schließlich Militäreinsätze außerhalb des Bündnisgebietes (»Out-of-Area«) zur Kernaufgabe der NATO erklärt. Auch beim folgenden NATO-Einsatz in Af­ghanistan (ab 2001) sowie dem außerhalb des Bündnisrahmens durchgeführten Irak-Krieg (ab 2003) ging es nicht zuletzt auch darum, die USA beziehungsweise die NATO als Träger des Gewaltmonopols über große Teile der Welt zu etablieren. Vor allem sollten die Vereinten Nationen, in denen Russland und China mit ihren Vetorechten im Sicherheitsrat über substantielle Mitspracherechte bei Militärinterventionen verfügen, zur Bedeutungslosigkeit verdammt werden.

			Parallel dazu begann die NATO unter Bruch zuvor gegebener Zusagen, einen gezielten Expansionskurs zur Schwächung Russlands einzuschlagen, der sich vor allem in zwei Erweiterungsrunden des Bündnisses niederschlug. So konstatiert der mit besten Kontakten zur CIA ausgestattete private Nachrichtendienst »Strategic Forecasting« (Stratfor) nüchtern: »Nach dem Fall der Sowjetunion startete der Westen eine geopolitische Offensive in Russlands Hinterhof und war dabei überaus erfolgreich.«10

			No-Rivals-Plan: 
Strategie der US-Vorherrschaft

			Unmittelbar nach dem – vermeintlichen muss man wohl heute sagen – Ende des Kalten Krieges wurden in den USA intensive Überlegungen angestellt, wie auf die neue Situation zu reagieren sei. Vor diesem Hintergrund gab der damalige US-Verteidigungsminister, Dick Cheney, ein Papier in Auftrag, das die Ausarbeitung einer künftigen US-Globalstrategie zum Inhalt haben sollte. Unter Aufsicht seines Unterstaatssekretärs für Verteidigung, Paul Wolfowitz, wurde das Dokument dann von Lewis Libby und Zalmay Khalilzad verfasst, alles Personen, die in der späteren Bush-Administration ab 2001 noch einmal führende Rollen im »Krieg gegen den Terror« spielen sollten. Heraus kam mit der »Defense Planning Guidance« (auch: »No-Rivals-Plan«) ein Dokument, das vor allem aus zwei Gründen von überragender Bedeutung ist. Einerseits förderte vor allem ein im März 1992 an die Öffentlichkeit gelangter Entwurf noch deutlicher als spätere im Ton, wenn auch nicht in der Substanz, etwas glattgebügelte Versionen die US-Vormachtambitionen ungeschminkt zutage. Und zum anderen gilt es als nahezu unbestritten, dass die Kernthesen des No-Rival-Plans fortan die US-amerikanische Politik – und aufgrund der entscheidenden Rolle Washingtons im Bündnis damit auch die der NATO – bestimmten. Dies trifft sowohl für die demokratische Clinton-Administration (1993 – 2001) und selbstredend auch für die Regierung von George W. Bush (2001– 2009) zu.

			Die »Defense Planning Guidance« (DPG) formulierte zwei Hauptziele der US-Politik nach dem Kalten Krieg: »Unser erstes Ziel ist, den (Wieder-)Aufstieg eines neuen Rivalen zu verhüten, sei es auf dem Gebiet der früheren Sowjetunion oder anderswo, der eine Bedrohung der Größenordnung darstellt, wie früher die Sowjetunion. Das ist eine beherrschende Überlegung, die der neuen Verteidigungsstrategie für die Region zugrunde liegt. Dies erfordert, dass wir versuchen müssen zu verhüten, dass irgendeine feindliche Macht eine Region dominiert, deren Ressourcen – unter gefestigter Kontrolle – ausreichen würden, eine Weltmachtposition zu schaffen. Zu diesen Regionen gehören Westeuropa, Ostasien, die Gebiete der ehemaligen Sowjetunion und Südwestasien. […] Wir müssen den Interessen der fortgeschrittenen industrialisierten Staaten weit genug entgegenkommen, um sie davon abzuhalten, unsere Führungsrolle anzuzweifeln oder die etablierte politische und wirtschaftliche Ordnung zu stürzen. […] Das zweite Ziel besteht darin, die Ursachen regionaler Konflikte und Instabilität in einer Weise anzugehen, die einen wachsenden Respekt vor dem Völkerrecht, eine Begrenzung internationaler Gewalt und die Ausweitung demokratischer Regierungsformen und offener wirtschaftlicher Systeme fördert.«11

			Aus Sicht des No-Rivals-Plans galt es also, die US-Vorherrschaft nicht allein gegen »Rivalen« wie Russland oder China zu »verteidigen«, sondern auch gegen Verbündete wie die EU-Staaten. Gleichzeitig sollte die neoliberale Weltwirtschaftsordnung über die »Ausweitung offener wirtschaftlicher Systeme« gefördert werden. Für diese Aufgaben wurde vom No-Rivals-Plan die NATO zum wesentlichen Ins­trument auserkoren: »Die NATO liefert weiterhin die unverzichtbare Grundlage für ein stabiles Sicherheitsumfeld in Europa. Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, die NATO als das vorrangige Instrument westlicher Sicherheit und Verteidigung und als den Kanal für die US-Einflussnahme und die Einbeziehung in europäische Sicherheitsfragen zu erhalten. Während die USA das Ziel einer europäischen Integration befürwortet, müssen wir das Entstehen ausschließlich europäischer Sicherheitsarrangements, die die NATO unterminieren würden, verhindern.«12

			

			Umbau zum Interventionsbündnis

			

			Schon auf dem NATO-Gipfeltreffen in Rom im November 1991 wurde ein neues Strategisches Konzept verabschiedet. Die vom Ostblock ausgehende »berechenbare« Gefahr sei nunmehr durch »multidirektionale« Bedrohungen ersetzt worden, hieß es darin. Hierzu wurde seinerzeit bereits die Proliferation, also die Verbreitung von Massenvernichtungsmitteln, Terrorismus, aber auch die Unterbrechung wichtiger Rohstoffströme gezählt.13 Schon damals zeichnete sich ab, dass die NATO bestrebt war, sich zur alleinigen »Hüterin« der (neoliberalen) Weltordnung aufzuschwingen. So schrieb Patrick Keller von der Konrad-Adenauer-Stiftung in einem Aufsatz für das NATO-Verteidigungskolleg: »Im weitesten Sinne ist die NATO heute die Schutzmacht der Globalisierung. Indem sie […] Sicherheit und Stabilität in wichtige Weltregionen projiziert, fördert und schützt die NATO gleichzeitig den Prozess der Modernisierung und Liberalisierung.«14

			Der »Siegeszug« des Neoliberalismus mit seiner Fixierung auf eine maximale Durchsetzung der Marktkräfte war allerdings kein Selbstläufer. Er wurde der sogenannten Dritten Welt vor allem über die westlich dominierten Organisationen wie IWF, Weltbank und WTO aufgenötigt, wobei stets dasselbe Programm abverlangt wurde: Privatisierung, Deregulierung, Abbau staatlicher Sozialleistungen, Öffnung der Märkte beziehungsweise Freihandel etc. Dabei ist es heute weitgehend unstrittig, dass diese Politik zu einer massiven Verarmung weiter Teile der Weltbevölkerung geführt hat15, was auch entscheidende Auswirkungen auf die Frage von Krieg und Frieden in der Welt hat.

			Denn entgegen dem gängigen Mediendiskurs sind nicht Habgier, ethnische beziehungsweise religiöse Konflikte oder ähnlich der ausschlaggebende Faktor für den Ausbruch von Bürgerkriegen in der sogenannten Dritten Welt, sondern Armut. Der Friedensforscher Michael Brzoska schreibt hierzu: »Wenn heute in der westlichen Welt von Kriegsgefahr die Rede ist, entsteht oft der Eindruck, sie ginge von irrationalen Einzelnen aus. Dabei ist in der Kriegsursachenforschung unumstritten, dass Armut der wichtigste Faktor für Kriege ist. Armut steht als Indikator für wirtschaftliche als auch für soziale Benachteiligung, bis hin zum Mangel an Möglichkeiten, das eigene Leben in Würde zu gestalten. Die Kriege der Zukunft werden immer häufiger Kriege um Wohlstand und Würde sein – und zumindest jenen, die sie betreiben, rational erscheinen.«16 Selbst die Weltbank gelangte in einer bemerkenswerten Studie aus dem Jahr 2003 zu dem Ergebnis: »Empirisch ist das auffälligste Muster, dass sich Bürgerkriege besonders auf arme Staaten konzentrieren. Krieg verursacht Armut, aber wichtiger noch für diese Konzentration ist, dass Armut die Wahrscheinlichkeit von Bürgerkriegen erhöht. Somit kann unser zentrales Argument bündig zusammengefasst werden: Die zentrale Konfliktursache (central root cause of conflict) ist das Scheitern ökonomischer Entwicklung.«17

			Da aber aus offensichtlichen Gründen keine Bereitschaft existiert, dieses Wirtschaftssystem, von dem primär der Westen beziehungsweise seine Großkonzerne profitieren, grundlegend in Frage zu stellen, bleibt aus westlicher Sicht wenig anderes übrig, als den Versuch zu unternehmen, den hierdurch entstehenden Dampfkessel der Globalisierungskonflikte notdürftig militärisch unter Kontrolle zu halten.
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